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Der Artikel analysiert die zunehmende politische Entfremdung großer Bevölker-

ungsteile in Deutschland und die daraus resultierende Stärkung populistischer 

sowie antidemokratischer Kräfte. Im Zentrum stehen die ideologische, personelle 

und kommunikative Entkopplung der etablierten Parteien von der Lebenswirk-

lichkeit breiter Gesellschaftsschichten, die Krise des politischen Personals, me-

diale Verzerrung und der Einfluss sozialer Medien. 

Die Grünen: Von der Protestbewegung zur moralisierenden Elitepartei 

Die Grünen entwickelten sich von einer ökologischen Basisbewegung zu einer 

urban geprägten Elitenpartei. Mit Schwerpunkt auf Identitätspolitik, Genderspra-

che und Minoritäteninteressen verloren sie zunehmend den Kontakt zu ländlichen 

Räumen und nichtakademischen Milieus. Ihr Auftreten wird oft als moralisch 

überhöht und belehrend wahrgenommen – ein entscheidender Faktor für die 

Abwendung vieler Wähler. 

SPD: Verlust der Arbeiterschaft 

Mit der Agenda 2010 entfremdete sich die SPD von ihrer Kernwählerschaft. Die 

Hartz-Reformen und die Einführung eines breiten Niedriglohnsektors führten zu 

einem Bruch mit den Gewerkschaften. Das später eingeführte Bürgergeld wirkte 

für viele als zusätzliche Provokation, da es Leistungsbezieher gegenüber Nie-

driglohnarbeitern begünstige. Die Folge: ein kontinuierlicher Abstieg und die Mi-

gration von SPD-Wählern zur AfD. 

FDP: Vom Sozialliberalismus zum Marktradikalismus 

Die FDP war in den 1970er Jahren mit den Freiburger Thesen eine progressive 

Kraft mit umwelt- und bürgerrechtsorientierten Elementen. Heute steht sie fast 

ausschließlich für wirtschaftsliberale Interessen. Das soziale Element ging ver-

loren, und mit ihm die Verankerung in der gesellschaftlichen Breite. Die Partei 

dient oft als Koalitionspartner, bleibt aber profillos. 

CDU/CSU: Chamäleonpolitik und konservative Entkernung 

Die Union verstand sich lange als Volkspartei der Mitte, die wirtschaftsliberale 

und sozialpolitische Strömungen vereinte. Unter Angela Merkel passte sie sich 



jedoch zunehmend ihren Koalitionspartnern an. Dadurch verwässerte das kon-

servative Profil, was viele Wähler in die politische Heimatlosigkeit trieb. 

Kanzlerschaft Angela Merkels: Verwaltung statt Gestaltung 

Merkels Ära war geprägt von pragmatischer Krisenbewältigung, aber auch von 

Strukturversäumnissen. Digitalisierung, Infrastruktur und Sicherheitspolitik 

wurden vernachlässigt. Ihre Migrationspolitik ab 2015 erzeugte das Gefühl, mit 

Sorgen alleingelassen zu werden. Der politische Stil der ruhigen Verwaltung 

ohne programmatische Führung führte zur Erosion des Vertrauens in die CDU – 

und schuf den Nährboden für neue Parteien. 

Die Linke: Zersplitterung und ideologische Dogmatik 

Die Linke wird als Sammelbecken von Altkommunisten, Antideutschen, DDR-

Nostalgikern und radikalen Aktivisten beschrieben. Innerparteiliche Flügelkämpfe 

schwächen die Integrationskraft. Moderate Köpfe werden zunehmend durch 

radikale Stimmen ersetzt, was demokratische Glaubwürdigkeit untergräbt. 

Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW): Die geschlossene Querfront 

Das BSW vereint linke Sozialpolitik mit migrationskritischen Positionen. Es richtet 

sich an enttäuschte Arbeiter und Nichtwähler. Die Kombination linker und rechter 

Narrative wirkt wie die „Schließung des Hufeisens“ – eine autoritäre Querfront, 

die sich antiliberal und populistisch gibt. 

AfD: Von Professorenpartei zur rechtsextremen Bewegung 

Gegründet 2013 von wirtschaftsliberalen Professoren als Reaktion auf den Kurs 

der Merkel-CDU, wurde die AfD nach 2015 zunehmend von rechtsnationalen und 

rechtsextremen Kräften übernommen. Demokratisch-konservative Gründer 

wurden aus der Partei gedrängt. Heute gilt sie als gesichert rechtsextrem und 

wird vom Verfassungsschutz beobachtet. 

Das politische Personal: Karrieren ohne Erwerbsbiografie 

Ein grundlegendes Vertrauensproblem liegt im politischen Personal. Viele Funk-

tionäre verfügen über keine abgeschlossene Ausbildung oder Berufserfahrung. 

Parteien dienen oft als Versorgungsnetzwerke für ansonsten chancenlose 

Erwerbsaussichten. Dies verstärkt das Misstrauen der Bevölkerung gegenüber 

der politischen Klasse. 

 



Medien: Schlagseite statt Vielfalt 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk (ÖR) wird für seine einseitige Ausrichtung 

kritisiert. Studien zeigen eine starke links-grüne Selbstverortung von Journalisten. 

Konservative Positionen kommen selten ausgewogen zur Geltung. Politische Sat-

ire verkommt häufig zur ideologischen Abrechnung mit allem rechts der Mitte. 

Das Resultat: sinkende Glaubwürdigkeit und verstärkte Lagerbildung. 

Soziale Medien: Brandbeschleuniger der Polarisierung 

Die Plattform-Logik begünstigt emotionale und polarisierende Inhalte. Filter-

blasen, Empörungsschleifen und gezielte Desinformation fördern Radikalisierung. 

Die sozialen Medien wirken dabei als Verstärker für vorhandene gesellschaftliche 

Spaltung – ohne jedes Korrektiv. 

Fazit: Demokratische Mitte in Gefahr 

Deutschland steht vor einer Vertrauenskrise in Politik, Medien und Institutionen. 

Die politische Mitte wird entkernt, die Ränder gewinnen. Parteien verlieren Bin-

dungskraft, Medien verlieren Glaubwürdigkeit, das politische Personal verliert 

Autorität. Der Artikel ruft zu einer Rückbesinnung auf: integrative Politik, mediale 

Ausgewogenheit, biografisch und fachlich gestärktes Personal sowie eine klare 

demokratische Haltung gegen autoritäre Verlockungen – gleich welcher Couleur. 


